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V

Vorwort

Diese Auflage stellt eine wichtige Zäsur in der Geschichte dieses Lehrbuchs dar: Der 
Begründer des Werks, Professor Dr. Hans-Wolfgang Arndt, hat sich aus dem Autoren-
kreis zurückgezogen. Wir schulden ihm – nicht nur aufgrund des Vertrauens, das er 
uns durch die Ehre der Weiterführung seines Werkes entgegenbringt – großen Dank 
für seine stetige und vielfältige Unterstützung, ohne die auch dieses Werk nicht hätte 
entstehen können. Wir werden das von ihm entwickelte Konzept beibehalten, wo-
nach Lehrbuch und Fallbuch eine Einheit bilden, die sich auf die Vermittlung des we-
sentlichen Wissens konzentrieren. Zweck dieses Lehrbuchs ist es, Studierende mit den 
grundlegenden Strukturen und Kenntnissen des Europarechts so vertraut zu machen, 
dass sie den Examensstoff bewältigen können. 

Zugleich hoffen wir, dass mit dem Lehrbuch den Leserinnen und Lesern auch vor 
Augen geführt wird, welch großer Erfolg die Europäische Union und die europäische 
Einigung darstellen. Denn trotz aller gegenwärtigen – teilweise auch berechtigten 
Kritik – sehen wir Europa als Erfolgsgeschichte. Den wesentlichen Anteil an diesem 
Erfolg verdankt die EU ihrer Konstruktion als Rechtsgemeinschaft. 

Auf diese Rechtsgemeinschaft fokussiert sich das Lehrbuch nicht nur aus examens-
relevanten Gründen. Dahinter steht weiterhin Hoffnung, dass diese Konstruktion den 
gegenwärtigen Stürmen standhält und die Rechtsgemeinschaft der Mitgliedstaaten 
eines Tages in ruhigeres Fahrwasser zurückzuführen vermag.

Besonderen Dank schulden die Autoren Frau ass. iur. Bianka Dinger für die sorgsame 
Betreuung dieser Neuauflage sowie Herrn ref. iur. Florian Ferrenberg für seine wert-
volle Unterstützung.

Mannheim, im Juli 2019	 Thomas Fetzer
		  Kristian Fischer
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Erster Teil

Einführung

A.	 Zielsetzung dieses Buches

Das Recht der Europäischen Union hat in den vergangenen Jahrzehnten eine Bedeu
tung auch in der täglichen Arbeit vieler Juristen erlangt, die es unabdingbar werden 
lässt, sich bereits während der Ausbildung mit dieser Rechtsmaterie auseinanderzu
setzen. Dies gilt insbesondere auch deshalb, weil das Europarecht in vielen Bereichen 
die nationalen Rechtsordnungen – etwa das Verbraucherschutzrecht im Bürgerlichen 
Recht – nachhaltig umgestaltet hat und damit auch für die Lösung rein nationaler 
Sachverhalte zunehmend Bedeutung erlangt.

Der vorliegende Grundriss soll den als unabdingbar angesehenen Fundus europarecht-
licher Kenntnisse vorstellen, der heute von einem Juristen, der sich der europäischen 
Konkurrenz stellen muss, im Pflichtfach „Grundzüge des Europarechts“ verlangt wird. 
Solange eine Stoffreduzierung im Jurastudium nicht erfolgt, bergen die umfangreichen 
europarechtlichen Lehrbücher für diesen Personenkreis die Gefahr der Stoffüberfrach
tung und der Orientierungsunsicherheit; diese Bücher sind überwiegend für diejenigen 
konzipiert, die sich im Schwerpunktfach Europarecht intensiver mit der Materie be-
schäftigen wollen.

Dem vorliegenden Band geht es deshalb weniger um die detaillierte Kenntnis der 
Rechtsordnung der Europäischen Union insgesamt. Im Vordergrund stehen vielmehr 
die in der juristischen Prüfung und Praxis mittlerweile alltäglich gewordenen Fragen 
des Europarechts. Deshalb enthält das Buch zahlreiche praxisbezogene Beispielsfälle, 
die zumeist Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Union nachgebildet 
sind. Teilweise sind sie aus didaktischen Gründen verändert bzw. vereinfacht worden. 
Das Risiko, ständig auf der Grenzlinie zwischen der Beschränkung auf das Notwen
digste und dem Vorwurf der Oberflächlichkeit balancieren zu müssen, wurde dabei 
bewusst in Kauf genommen.

Die Verfasser hoffen, das europarechtliche Grundwissen, ohne das die nationale 
Rechtsordnung vielfach nicht mehr verstanden werden kann, trotz der Beschränkung 
auf das Notwendigste den Kandidaten für die Erste juristische Staatsprüfung und je-
dem weiteren an der Materie Interessierten zugänglich zu machen.

B.	 Überblick über die Amtlichen Veröffentlichungen

Von der EU werden Amtsblätter (zitiert: ABl.) herausgegeben. Seit 1967 geschieht dies 
in zwei Teilen. In Teil L („Lois“) finden sich die veröffentlichungsbedürftigen Rechts
handlungen (z.B. Verordnungen), in Teil C („Communications“) die sonstigen Veröffent
lichungen. Im Anhang zum Amtsblatt werden die Sitzungsberichte des Europäischen 
Parlaments abgedruckt. 
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Von großer Bedeutung ist ferner die amtliche Sammlung der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs (zitiert: EuGH, Slg., ECLI oder EuGHE). Seit Einführung des Europäischen 
Gerichts erster Instanz (Gericht) im Jahre 1989 ist die amtliche Sammlung unterteilt in 
Entscheidungen des Gerichtshofs (Slg.  I) und Entscheidungen des Gerichts (Slg.  II). 
Seit dem Start des ECLI-Projekts in 2011 haben ferner alle Entscheidungen des Ge-
richtshofs der Europäischen Union sog. ECLI-Nummern („European Case Law Identi-
fier“, zu Deutsch: „Europäischer Rechtsprechungs-Identifikator“) erhalten, die seitdem 
als übliche Zitierweise verwendet werden.

Die abgedruckten Entscheidungen sind sehr umfangreich. Dabei ist jedoch zu bemer-
ken, dass ein Großteil dieses Umfangs durch die Darstellung des Sachverhalts, des 
bisherigen Verfahrens und des Parteivorbringens eingenommen wird; die eigentlichen 
Entscheidungsgründe sind dagegen sehr kurz gefasst. Ebenfalls veröffentlicht sind hier 
die Schlussanträge des Generalanwalts, der als unabhängiger Verfahrensbeteiligter ein 
ausführliches Votum zu dem jeweiligen Fall aus seiner Sicht abgibt. Sie sind oftmals 
ausführlicher als die Entscheidungsgründe und bieten deshalb wertvolle Zusatzinfor
mationen über die rechtlichen Hintergründe des Falles.

Informationen über die aktuellen Tätigkeiten der EU können dem monatlich von der 
Kommission herausgegebenen Bulletin (zitiert Bull.-EU) entnommen werden. Die 
Kommission gibt außerdem selbstständige Dokumente (zitiert: KOM [Jahreszahl], Nr.) 
heraus; sie enthalten z.B. Mitteilungen der Kommission an den Rat oder das Euro
päische Parlament. 

C.	 Literatur

Die folgende Auflistung enthält einen Überblick über die gängige Literatur zum Euro-
parecht. 

I.	 Lehrbücher

Dittert, Daniel, Europarecht – Examenskurs für Rechtsreferendare, 5. Auflage, München 2017
Borchardt, Klaus-Dieter, Die rechtlichen Grundlagen der Europäischen Union, 6. Auflage, Wien 2015 
Ehlers, Dirk, Europäische Grundrechte und Grundfreiheiten, 4. Auflage, Berlin 2014 
Eichholz, Christiane, Europarecht, 4. Auflage, Heidelberg u.a. 2018
Fastenrath, Ulrich/Groh, Thomas, Europarecht, 4. Auflage, Stuttgart 2016
Hakenberg, Waltraud, Europarecht, 8. Auflage, München 2018 
Haratsch, Andreas/Koenig, Christian/Pechstein, Matthias, Europarecht, 11. Auflage, Tübingen 2018 
Herdegen, Matthias, Europarecht, 20. Auflage, München 2018 
Herrmann, Christoph, Examens-Repetitorium Europarecht – Staatsrecht III, 6. Auflage, Heidelberg 

2017
Hobe, Stefan, Europarecht, 9. Auflage, München 2017 
Kilian, Wolfgang/Wendt, Domenik Henning, Europäisches Wirtschaftsrecht, 6. Auflage, München 

2017 
Lecheler, Helmut/Gundel, Jörg/Germelmann, Claas Friedrich, Europarecht, 3. Auflage, München 

2019 
Oppermann, Thomas/Classen, Dieter/Nettesheim, Martin, Europarecht, . Auflage, München 2018 
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3C.  Literatur

Pechstein, Matthias, Entscheidungen des EuGH, 10. Auflage, Tübingen 2018
Schroeder, Werner, Grundkurs Europarecht, 5. Auflage, München 2017
Streinz, Rudolf, Europarecht, 10. Auflage, Heidelberg 2016 
Streinz, Rudolf/Ohler, Christoph/Herrmann, Christoph, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, 

3. Auflage, München 2010 

II.	 Kommentare/Handbücher

Calliess, Christian/Ruffert, Matthias, EUV/AEUV, 5. Auflage, München 2016
Dauses, Manfred/Ludwigs, Markus (Hrsg.), Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, München (Loseblatt, 

Stand 2019) 
Ehlermann, Claus-Dieter/Bieber, Roland/Haag, Marcel, Handbuch des Europäischen Rechts, Baden-

Baden (Loseblatt, Stand 2019) 
Geiger, Rudolf/Khan, Daniel-Erasmus/Kotzur, Markus, EUV/AEUV, Kommentar zum Vertrag über 

die Europäische Union und Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 6. Auflage, 
München 2016

Grabitz, Eberhard/Hilf, Meinhard/Nettesheim, Martin, Das Recht der Europäischen Union, München 
(Loseblatt, Stand 2019) 

Lenz, Carl Otto/Borchardt, Klaus Dieter (Hrsg.), EU-Verträge Kommentar, 6. Auflage, Köln 2012 
Schulze, Reiner/Zuleeg, Manfred/Kadelbach, Stefan, Europarecht, Handbuch für die deutsche 

Rechtspraxis, 3. Auflage, Baden-Baden 2015 
Schwarze, Jürgen, EU-Kommentar, 4. Auflage, Baden-Baden 2019 
Streinz, Rudolf, EUV/AEUV, Vertrag über die Europäische Union und über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union, 3. Auflage, München 2018

III.	 Text- und Fallsammlungen

Fischer, Kristian/Fetzer Thomas, Fälle zum Europarecht, 9. Auflage, Heidelberg 2019 
Bieber, Roland, Das Recht der Europäischen Union, Baden-Baden (Loseblatt, Stand 2018) 
Winkel, Klaus, Europäisches Wirtschaftsrecht. Sammlung von Rechtsvorschriften der Europäischen 

Union, München (Loseblatt, Stand 2019)
Hummer, Waldemar/Vedder, Christoph/Lorenzmeier, Stefan, Europarecht in Fällen, 7. Auflage, 

Baden-Baden 2019
Lecheler, Helmut/Gundel, Jörg, Übungen im Europarecht, 2. Auflage, Berlin, in Vorbereitung für 2020 
Schwartmann, Rolf (Hrsg.), Völker- und Europarecht. Mit WTO-Recht und Zusatztexten im Internet, 

11. Auflage, Heidelberg 2018 
Schwartmann, Rolf (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon. EU-Vertrag, Vertrag über die Arbeitsweise der 

EU – Konsolidierte Fassungen –, 5. Auflage, Heidelberg 2018

IV.	 Zeitschriften

–	 Europäische Grundrechte-Zeitschrift (EuGRZ) 
–	 Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW) 
–	 Europäisches Wirtschafts- und Steuerrecht (EWS) 
–	 Europarecht (EuR) 

V.	 Datenbanken der Union

Das Portal der Europäischen Union:  
http://europa.eu/index_de.htm 

Homepage des Europäischen Parlaments:  
http://www.europarl.europa.eu/portal/de 
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Homepage der Europäischen Kommission:  
http://ec.europa.eu/index_de.htm 

Startseite des Rats der Europäischen Union:  
https://www.consilium.europa.eu/de/

Zugang zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union über EURLEX:  
http://eur-lex.europa.eu/de/index.htm 

Homepage des Europäischen Gerichtshofs:  
http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/ 

Vertiefend hierzu empfiehlt sich folgender Beitrag: Hofer, Europarecht suchen und finden – die 
Datenbanken CELEX, EurLEX und PreLEX, Jura 2005, 803 ff. 

http://ec.europa.eu/index_de.htm
https://www.consilium.europa.eu/de/
http://eur-lex.europa.eu/de/index.htm
http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/
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Zweiter Teil

Geschichte und Perspektiven der Europäischen Union

A.	 Erste Formen einer Zusammenarbeit in Europa

Die Idee eines vereinten Europas geht zwar bis in das Mittelalter zurück, konkrete For-
men nahm sie jedoch erst nach dem Ersten Weltkrieg an: Der österreichische Graf Ri-
chard Coudenhove-Kalergi gründete 1923 die Paneuropa-Union; der französische 
Außenminister und Friedensnobelpreisträger Aristide Briand entwarf 1930 einen Plan 
für eine Europäische Föderation. Der Faschismus in Italien und der Nationalsozialis
mus in Deutschland sowie der Zweite Weltkrieg ließen allerdings alle Pläne eines 
vereinten Europas scheitern. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges schließlich 
nahm die europäische Integration auf den Gebieten Wirtschaft, Politik und Vertei
digung Gestalt an.

Den wirtschaftlichen Wiederaufbau in den europäischen Staaten fördern sollte die 
OEEC (Organization for European Economic Co-operation). Sie wurde 1948 in Paris 
von 16 europäischen Staaten gegründet. Aus der OEEC ging 1961 die OECD (Orga
nization for Economic Co-operation and Development) hervor, an der auch außer-
europäische Staaten beteiligt wurden (u.a. USA, Kanada und Japan). Der OECD gehö-
ren die bedeutendsten Industriestaaten an; sie soll vor allem die Wirtschaftspolitik 
unter den Mitgliedsländern koordinieren sowie den Handel mit den Entwicklungslän
dern fördern. Dass die OECD nie zu einer der EU vergleichbaren Integration geführt hat, 
ist darauf zurückzuführen, dass ihre Organe über wenige Kompetenzen verfügen.

Politisch bedeutsam war die Gründung des Europarates 1949. Zunächst beteiligten 
sich 10 europäische Staaten. Mittlerweile ist der Europarat auf 47 Mitglieder angewach-
sen; die Bundesrepublik Deutschland trat 1950/51 bei. Ziel des Europarates ist es, einen 
politischen Konsens über Fragen der Grundfreiheiten und Menschenrechte der Bürger 
zu finden, gemeinsame Grundsätze und Ideale zu fördern und damit eine engere Ver-
bindung zwischen den Mitgliedstaaten herzustellen. 

Besondere Bedeutung kommt dabei der Gründung der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) von 1950 zu. Durch 
diese Konvention, der mittlerweile alle Mitgliedstaaten des Europarates beigetreten 
sind, werden die Vertragsstaaten zur Einhaltung bestimmter Grundwerte verpflichtet. 
Diese Grundwerte sind in dem Menschenrechtskatalog der EMRK zusammengefasst. 
Um einen effektiven Schutz zu gewährleisten, können Verstöße gegen die EMRK vor der 
Menschenrechtskommission und dem Europäischen Gerichtshof für Menschen
rechte in Straßburg geltend gemacht werden. 

Einen anderen – und zwar übereuropäischen – Verlauf nahm die Entwicklung auf dem 
Sektor der Verteidigung. 1949 schlossen sich die USA und Kanada mit dem Großteil 
der westeuropäischen Staaten zur NATO (North Atlantic Treaty Organization) zusam-
men. Ein rein europäisches Verteidigungsprojekt – geplant war die Gründung einer 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) – scheiterte 1954 am Widerstand 
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